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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr 19 Ausgegeben Danzig, den 6. Mai 1925 


Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 9. Jannar 1923. Vom 17. 4. 1925. 
Auf Grund des § 13 des Fernſprechgebühren⸗Geſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzblatt für die 
Freie Stadt Danzig Seite 887) wird folgendes beſtimmt: 
1. Im § 15 II iſt an Stelle des Punktes 3 zu fetzen: 

3. für die aufgekommenen Telegraphen- und Fernſprechgebühren zu haften, die Sprechſtelle 
auch im Falle einer Erhöhung der Gebühren mindeſtens ein Jahr zu behalten und bei 
Verlegungen die beſtimmungsmäßigen Gebühren zu zahlen. Fällt das Ende der Mindeſt⸗ 
dauer nicht mit dem Ablauf eines Kalendervierteljahrs zuſammen, ſo endet ſie mit 
deſſen Ablauf. 1 ۱ 

Die Telegraphenverwaltung iſt berechtigt, ſich eine Mindeſteinnahme an Orts⸗ und Fern⸗ 

geſprächsgebühren (ohne Nebengebühren) für den Monat gewährleiſten zu laſſen. 
2. Dieſe Verordnung tritt von ſogleich ab in Kraft. 
Danzig, den 17. April 1925. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


= 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabekages: 14. 5. 1925). 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 300 G, b für 
den e ی‎ Freie e Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte ſiehe 
Staats anz. 1 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 120G. : 

7 Einrückungsgebühren betragen für die weigeſpaltene Zeile oder deren Raum == 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoften berechnet. N : 
Schriftleitung: Geſchüftsſtelle des Gefegblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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